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Mittheilungen aus der Praxis. 


Decretirung der Auflöſung einer nicht mehr lebensfähigen Ge⸗ 
werbe⸗Genoſſenſchaft. Verfügung über das Vermögen nach Ana⸗ 
logie des $ 130 der Gewerbeordnung. 


Einige ehemalige Tuchmacher in P. haben am 13. März 1875 
bei der Bezirkshauptmannſchaft ein Einſchreiten eingebracht, worin die⸗ 
ſelben anführen, daß eine Genoſſenſchaft der Tuchmacher in P. nicht 
mehr exiſtire, weil lediglich ein einziger Tuchmacher noch das Gewerbe 
betreibe. Da es nicht angehe, daß ein Einzelner die Nutzungen des ehe⸗ 
maligen Genoſſenſchaftsvermögens genieße, welches Vermögen durch die 
ſeinerzeitigen Beiträge aller Mitglieder gebildet wurde, ſo müſſe jetzt, 
nachdem die Tuchmachergenoſſenſchaft als juriſtiſche Perſönlichkeit aufge⸗ 
hört habe, dieſes Vermögen wieder der Geſammtheit der P. . er 
Tuchmacher zufallen. Sie baten daher um Auflöſung der Zunft und 
Vertheilung des Vermögens und producirten ein von 20 angeblichen 
Tuchmachern und 14 Witwen angeblich geweſener Genoſſenſchaftsmit⸗ 
glieder gefertigtes Protokoll ddo. 6. Februar 1875, als Legitimation 
reſpeetive Vollmacht. 

Dieſe Eingabe hat die Bezirkshauptmannſchaft dem Bürgermeiſter⸗ 
amte in P. zugefertigt behufs der erforderlichen Erhebungen und Bericht⸗ 
erftattung. Das Bürgermeiſteramt hat ddo 31. Mai 1875 berichtet, 
daß das Tuchmachergewerbe daſelbſt thatſächlich faſt ganz aufgehört habe, 


und nur noch 3 Meiſter dasſelbe in minimem Umfange ohne Gehilfen 


ſprüchen auf das Vermögen berechtigt ſein dürften und es daher ange⸗ 
zeigt erſcheine, im Falle die Vermögenstheilung bewilligt würde, einen 
Concurs auszuſchreiben, falls nicht gegenüber den großen Schwierigkei⸗ 
ten die Widmung des Zunftcapitales an einen wohlthätigen Zweck vor⸗ 
gezogen werden ſollte. 5 

Auf Grund dieſes hat die Bezirkshauptmannſchaft P. unterm 24. 

Juli 1875 dahin entſchieden, „daß, nachdem die Tuchmachergenoſſen⸗ 
ſchaft in P. thatſächlich aufgehört habe zu exiſtiren, es keinem Anſtande 
unterliegt, das Vermögen unter die Mitglieder der ehemaligen Tuch⸗ 
macherzunft, die zur Gründung dieſes Vermögens Beiträge geleiſtet 
haben und die Rechtsnachfolger gleichmäßig zu vertheilen“. 
f Gegen dieſen Beſcheid haben Vincenz H., Mathias O. und Franz 
F. „Tuchmacher und Mitglieder der Tuchmachergenoſſenſchaft in P.“ 
die Berufung an die Statthalterei ergriffen. Die Recurrenten wider⸗ 
ſprechen der Annahme, die Zunft habe zu beſtehen aufgehört, da ſie 
ja noch immer und zwar aus ihnen dreien beſtehe, und gerade jetzt, 
wo ſie durch die Unguſt der Verhältniſſe auf eine ſo geringe Mitglieder⸗ 
zahl herabgekommen ſei, bedürfe ſie behufs neuerlichen Aufſchwunges 
ihres Vermögens. Aber ſelbſt dann, wenn angenommen würde, die 
Zunft habe wirklich zu beſtehen aufgehört, müſſe den geweſenen Ge⸗ 
noſſenſchaftsmitgliedern jeder Anſpruch auf das Vermögen abgeſprochen 
werden, weil nach $ 3 der Genoſſenſchaftsſtatuten (genehmigt 12. Aug. 
1861) die Mitglieder der Genoſſenſchaft zwar alle damit verbundenen 
Pflichten zu erfüllen, hingegen keinen wie immer Namen habenden 
Anſpruch auf eine Unterſtützung aus dem Genoſſenſchaftsvermögen hätten 
und da die Statuten über die Verwendung des Genoſſenſchaftsvermögens 
im Auflöſungsfalle keine Beſtimmung enthalten, das Zunftvermögen 
ſohin als „erbloſes Gut“ angeſehen werden müßte 

Die Statthalterei hat den Act unterm 29. September 1875 an 
die Bezirkshauptmannſchaft in P. mit dem Auftrage zurückgeſtellt, zu 
erheben, ob nicht etwa in P. beſtehende Genoffenſchaften zu einer Ver⸗ 
einigung mit der Tuchmachergenoſſenſchaft im Sinne des § 109 Gew. 
O. geneigt wären. Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierüber am 10. 
October 1875, dann am 7. März 1876 die Erhebung mit dem Vor⸗ 
ſtande der Kürſchner⸗ als der einzigen ähnlichen Genoſſenſchaft in P. 
gepflogen, welche ſich und zwar hauptſächlich unter Hinweiſung auf 
die — die Genoſſenſchaften überhaupt — abichaffenden Beſtimmungen 
der in Ausſicht ſtehenden Gewerbeordnung, gegen eine ſolche Vereini⸗ 
gung ausſprach. 

Die Statthalterei hat über den ſo ergänzten Act das Gutachten 
der Finanzprocuratur abverlangt. Dieſe ſprach ſich in ihrer Aeußerung 
ddo. 27. April 1876 dahin aus, daß, weil nach § 3 der Statuten 
nur wirklich ihr Gewerbe treibende Tuchmacher Genoſſenſchaſtsmitglieder 


ausüben. Bezüglich der Frage der eventuellen Theilung des Vermögens ſind, die im Protokolle ddo. 6. Februar 1875 Gefertigten keine 


bemerkte das Bürgermeiſteramt, daß hiebei ſowohl die Witwen als auch 
die Nachkommen aller ſeinerzeitigen Genofſenſchaftsmitglieder zu An⸗ 


diesfälligen Rechte beſitzen, übrigens auch jedenfalls nach § 3 der 
Statuten bloß auf die gemeinſame Benützung der Genoſſenſchafts⸗ 


Anſtalten, keineswegs aber auf eine Unterſtützung aus dem jetzigen 
Genoſſenſchaftssermögen und um fo weniger auf die Subſtanz des 
letztern Anſpruch haben. Das Vermögen der Genoſſenſchaft ſei vielmehr 
ein Zweckvermögen, welches nach Auflöſung der Genoſſenſchaft entweder 
einem analogen Zwecke oder nach § 130 Gew.⸗Ord. der Gemeinde 
des Genoſſenſchaftsſitzes zuzuweiſen wäre. Die Finanzprocuratur er⸗ 
kannte übrigens auch, daß von einer „Genoſſenſchaft“ der Tuchmacher 
von P. keine Rede mehr ſein könne und die erfolgte Auflöſung 
derſelben auszusprechen ſei. 

Die Handels⸗ und Gewerbekammer von P. hielt in ihrer über 
Auftrag der Statthalterei erſtatteten Aeußerung die Tuchmacherei in 
P. in der bisherigen Weiſe für nicht kebensfähig und ſprach ſich auch 
dafür aus, die Auflöſung der Genoſſenſchaft amtlich zu conſtatiren. 


Bezüglich der Verfügung über das Vermögen iſt die Handelskammer für. 


deſſen Zuweiſung an die Gemeinde P. im Sinne des § 130 Gew. ⸗ 
Ord. umſomehr, als derſelben ſchon ſeit Jahren die Armenverſorgung 
der meiſten geweſenen Tuchmacher zur Laſt fällt. 

Auf Grund dieſer Nachtragserhebungen hat die Statthalterei am 
18. September 1876 in II. Inſtanz dahin entſchieden, daß ſie den 
recurrirten Beſcheid, inſoferne mit demſelben erkannt wurde, die 
P. . er Tuchmachergenoſſenſchaft habe aufgehört zu beſtehen, — 
beſtätigte, hingegen bezüglich des Abſpruches über das Genoſſenſchafts⸗ 
vermögen dahin modificirte, daß die Intereſſenten mit ihren diesfälligen 
Anſprüchen auf den Civilrechtsweg verwieſen wurden, und daß nach 
Rechtskraft dieſer Entſcheidung die entſprechenden Maßnahmen wegen 
der künftigen Verwaltung des Vermögens der Genoſſenſchaft einzu⸗ 
leiten ſeien. 

In dem hiegegen eingebrachten Miniſterialrecurſe fochten die 
Tuchmacher Franz F., Mathias O. und Vincenz H. die Statt⸗ 
halterei⸗Entſcheidung unter Berufung auf ihren erſten Recurs an, 
indem ſie behaupteten, es liege kein geſetzlicher Grund zu der Annahme 
vor, daß die Tuchmachergenoſſenſchaft als aufgelöst zu betrachten ſei. 

Das k. k. Handelsminiſterium hat ddo. 7. April 1877, 

36994 ex 1876 erkannt: „Das Handelsminiſterium findet die 
angefochtene Statthalterei⸗Entſcheidung, inſoweit damit, — unter Auf⸗ 
rechthaltung des Erkenntniſſes der k. k. Bezirks hauptmannſchaft in P. 
vom 24. Juli 1875 ausgeſprochen wurde, daß die P. . ber 
Tuchmachergenoſſenſchaft zu beſtehen aufgehört habe, zu beſtätigen, 
hingegen rückſichtlich der — unter Abänderung der bezirkshauptmann⸗ 
ſchaftlichen Entſcheidung — getroffenen Verfügung über das Vermögen 
dieſer aufgelösten Genoſſenſchaft dahin zu erkennen, daß dieſes 
Vermögen bei dem Abgange einer einſchlägigen Beſtimmung in den 
Genoſſenſchaftsſtatuten, in analoger Anwendung des § 130 der Gew.⸗ 


82 
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ſtützung wieder zurückzufordern im Falle als eine ſolche aus Gemeinde⸗ 
mitteln unterſtützte Perſon durch irgend welchen Umſtand in die Lage 
kommt, der Gemeinde das von ihr Bezogene zurückerſtatten zu können. 
Gegnerin wird durch den am 13. Juli 1875 erfolgten Tod ihrer An⸗ 
verwandten Agnes H. in die Lage geſetzt, der Gemeinde Hörbranz die 
von ihr genoſſene Unterſtützung zurückerſtatten zu können. Dem Ver⸗ 
nehmen nach ſollen ihr aus dem Nachlaſſe der Agnes H. 1300 — 1400 fl. 
zufallen, ſo daß ſie damit die genoſſene Gemeindeunterſtützung wieder 
zurückvergüten könnte. Die bisher gemachten gütigen Vorſtellungen hatten 
nur den Erfolg, daß Agatha S. ſich bereit erklärte, den Betrag von 
200 fl. an die Gemeinde zurückzuerſtatten. Doch kann ſich die Gemeinde 
mit dieſem Anbote nicht zufriedenſtellen und begehrt vielmehr die volle 
Zahlung des für die Gegnerin ausgelegten Betrages per 949 fl. 70 kr. 
zu deren gerichtlichen Geltendmachung der Geſuchſteller laut Gemeinde⸗ 
beſchluſſes ermächtigt wurde. Allein es ſteht außerdem zu beſorgen, daß 
Agatha S. die ihr angefallene Erbſchaft, deren Verwalter bisher und 
auch jetzt noch der k. k. Notar Dr. T. iſt, an ihre Kinder abtreten 
werde, damit ihr dieſelbe von der Gemeinde Hörbranz nicht mehr weg⸗ 
genommen werden könne. Die Gemeinde ſteht daher bezüglich ihres 
Guthabens in ſehr wahrſcheinlicher Verluſtgefahr. Sie ſtellt darum die 
Bitte: Es möge das gerichtliche Verbot auf das der Schuldnerin zu⸗ 
fallende Nachlaßvermögen bis zum erwähnten Betrage ſammt Koſten 
bewilligt, zugleich aber der zur Juſtificirung dieſes Anſuchens im Klage⸗ 
wege auftretenden Gemeinde eine mündliche Verhandlung anberaumt und 
die Gegnerin ſchuldig erkannt werden, den hiemit angeſprochenen Betrag 
von 949 fl. 70 kr. ſammt Anhang der klagenden Gemeinde zu zahlen. 

Das k.k. Bezirksgericht in Bregenz erledigte das Geſuch, indem 
es demſelben ſtattgab; über die Rechtfertigungsklage ordnete es eine 
Tagſatzung an, zu welcher aber Agatha S. nicht erſchien. Der Ver⸗ 
treter der Klägerin ſtellte bei derſelben das Begehren um Schöpfung 
eines Contumacialerkenntniſſes. Mit Urtheil vom 10. December 1875, 
3. 5719 gab das k. k. Bezirksgericht in Bregenz mit Bezugnahme auf 
die geſchilderten klägeriſchen Angaben, welche unwiderſprochen geblieben, 
vollinhaltlich Folge. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Insbruck gab mit Urtheil vom 
18. Juli 1876, 3. 1612 der Appellation der Geklagten ſtatt und än⸗ 
derte das angefochtene erſtrichterliche Urtheil dahin ab, daß es erkannte: 
Die Gemeinde Hörbranz werde mit obigem Begehren abgewieſen, das 
Verbot für nicht gerechtfertigt erklärt und habe die Klägerin der Ge⸗ 
klagten die Koſten der Appellation zu vergüten. Gründe: Wenn auch 
beim Ausbleiben der Geklagten bei der Verhandlungstagfahrt nach 8 25 
der weſtgal. G. O. das Klagefactum, daß ſie ſeit 1861 bis Ende Au⸗ 
guſt 1875 von der Gemeinde Hörbranz eine Armenunterſtützung in 


Ord. der Gemeinde P. gegen dem zugewieſen wird, daß den zur Zeit, einem Geſammtbetrage von 949 fl. 70 kr. ö. W. aus dem Armenfonde 
mit welcher dieſe Entſcheidung in Rechtskraft erwächst, als ſolche der Gemeinde bezogen habe, für wahr zu halten iſt, ſo folgt daraus 
anzuſehenden Mitgliedern und Angehörigen der aufgelösten Genoſſen⸗ noch nicht, daß die Gemeinde dieſen Betrag von der Geklagten zurück⸗ 
ſchaft jene Vortheile geſichert bleiben, auf welche ſie bei dem Fort⸗ zufordern berechtigt ſei, denn der politiſchen Verpflichtung der Gemeinde 
beſtande der Genoſſenſchaft aus deren Vermögen Anſpruch gehabt hätten“. zur Armenverſorgung liegt die Natur einer unentgeltlichen Leiſtung zu 


v. W. 


Die Unterſtützung der heimatsberechtigten Armen durch die Ge⸗ 
meinde hat nicht die Natur eines Almoſens. Die Gemeinde kann 
vielmehr, falls der Unterſtützte zu Vermögen gelangt, deren Nück⸗ 
erſatz anſprechen, ſoweit dieſer ohne Gefährdung des künftigen 
Nahrungsſtandes des ehemaligen Empfängers möglich iſt. (IV. Ab⸗ 
fchwitt des Geſetzes vom 3. December 128863, 3. 105 N. G. Bl., 


betreffend die Regelung der a une; §§ 1042, 97 
. b. . 


Am 19. September 1875 brachte die Gemeindevorſtehung von 
Hörbranz (Vorarlberg) durch ihren Bürgermeiſter Placidus Bentele bei 
dem k. k. Bezirksgerichte in Bregenz wider Agatha H. verwitwete S. von 
Hörbranz, damals in Bregenz wohuhaft, ein Verbotsgeſuch und gleich⸗ 
zeitige Juſtificirungsklage folgenden Inhaltes ein: Seit dem Jahre 1861 
lebt die Gegnerin bis jetzt von Gemeindeunterſtützungen, welche ihr laut dem 


Grunde. Sie iſt in den 88 22 und 23 des Geſetzes vom 3. December 
1863, 8. 105 R. G. Bl., betreffend die Regelung der Heimatsver⸗ 
hältniſſe, als eine Obliegenheit der Gemeinde erklärt, in Anſehung deren 
nur zur Verſorgung der Armen nach dem Civilrechte oder anderen Ge⸗ 
ſetzen verpflichteten dritten Peſonen gegenüber der Gemeinde ein Recht 
zum Erſatze des gemachten Aufwandes zuſteht. Aus dem zufälligen 
Vermögenserwerbe Desjenigen, der von Jemanden eine Unterſtützung 
erhalten hat, kann ohne ein beſonderes anderweitiges Rechtsverhältniß 
ein Recht des Gebers auf Rückerſtattung des Gegebenen an ſich nicht 
abgeleitet werden Eine rechtliche Verpflichtung des Selbſtunterhaltes gibt 
es nicht; daher auch aus einer ſolchen ein Erſatzrecht der Gemeinde 
gegen den unmittelbaren Empfänger der Armenverſorgung nach 8 1042 
a. b. G. B. nicht reſultiren kann. Da die Angaben der Klage nicht 
geeignet ſind, einen rechtlichen Titel für den geltend gemachten Rückfor⸗ 
derungsanſpruch der gewährten Gemeindeunterſtützung zu begründen, der 
Richter aber auch im Falle des 8 25 weſtgal. G. O. nur zu erkennen 
hat, was Rechtens iſt, war in Stattgebung der Appellation der Geklag⸗ 


beigeſchloſſenen Extracte aus der Armenrechnung der Gemeinde Hörbranz ten das Klagebegehren abzuweiſen und, wie im Spruche, das angefoch⸗ 
ſeit dem Jahre 1861 bis Ende Auguſt 1875 im Ganzen im Betrage tene Urtheil abzuändern. Da der Geklagten in erſter Inſtanz keine Ko⸗ 
von 949 fl. 70 kr. ö. W. zu ihrem Lebensunterhalte verabfolgt wurden. ſten erwuchſen, waren ihr bei gänzlichem Obſiegen nach Maßgabe der 
Selbe dürfte dieſes nicht beſtreiten. Wenngleich es Pflicht jeder Gemeinde §8 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Z. 69 R. G. Bl. 
iſt, die ihr angehörigen Armen zu unterſtützen ſo dürfte auch die Ge⸗ nur Appellationskoſten zuzuſprechen. 

inde berechtigt erſcheinen, die an Gemeindearme verabreichte Unter⸗ Der k. k. oberſte Gerichtshof änderte über die Reviſionsbeſchwerde 


der klagenden Gemeinde mit Entſcheidung vom 25. April 1877, 
8. 12.847 ex 1876 die beiden untergerichtlichen Urtheile ab und 
erkannte: Die Geklagte ſei ſchuldig, der Klägerin binnen 14 Tagen 
den Betrag von 200 fl. 6. W. zu bezahlen; es ſei in dieſem Betrage 
auch das vom k. k. Bezirksgerichte in Bregenz mit Beſcheid vom 
20. September 1875, Z. 5138 bewilligte Verbot gerechtfertigt; mit 
dem weiteren Begehren werde die Klägerin abgewieſen, die Koſten aller 
drei Inſtanzen wechſelſeitig aufgehoben. Gründe: Nachdem die Geklagte 
auf die Klage Rede und Antwort nicht gegeben, muß als wahr 
angenommen werden, daß die klägeriſche Gemeinde ihr als An⸗ 
gehörigen der Gemeinde ſeit dem Jahre 1861 bis Ende Auguſt 1875 
an Unterſtützung den Betrag von 949 fl. 70 kr. ö. W. verabreicht 
habe. Die den Gemeinden nach dem IV. Abſchnitte des Geſetzes vom 
3. December 1763, 8. 105 G. G. Bl. auferlegte Verpflichtung zur 
Verſorgung ihrer Armen tritt nicht nur lediglich inſoweit ein, als nicht 
dritte Perſonen nach dem Civilrechte oder nach anderen Geſetzen zur 
Verſorgung derſelben verpflichtet ſind, ſondern ſelbſtverſtändlich nur 
dann, wenn der zu Unterſtützende keine Mittel zur Selbſterhaltung 
beſitzt und ſich auch durch Arbeit ſein Brot nicht verſchaffen kann 
($ 26 des citirten Geſetzes). Dieſe Unterſtützungen haben daher im 
vorhinein nicht die Natur eines Almoſens, das iſt eines lediglich 1 
Wohlthätigkeitsſinn mit Verzicht auf jeden Anſpruch auf Rückerſatz 
gegebenen Geſchenkes. Es iſt ſelbſtverſtändlich und bedarf wohl keiner 
geſetzlichen Beſtimmung, daß Jeder, welcher ſein Leben erhalten will, 
ſich die zum Lebensunterhalte erforderlichen Bedingniſſe, inſoweit es 
ihm auf rechtliche Weiſe möglich iſt, auch ſelbſt beſchaffen muß. Wenn 
er daher in Ermanglung derſelben die Armenverſorgung der Gemeinde 
anſpricht und annimmt, erkennt er dadurch allein an, daß ſie damit 
für ihn einen Aufwand macht, den er ſelbſt zu beſtreiten verpflichtet 
geweſen wäre. Wenn daher das Heimatgeſetz in den 88 23 und 28 
nur von dem Erſatzrechte gegen Dritte ſpricht, ſo geſchieht es in Ver⸗ 
bindung mit der den Gemeinden auferlegten Pflicht, einſtweilen bis 
zur Heranziehung der Unterhaltspflichtigen ſtatt ihrer die nöthige Ver⸗ 
ſorgung zu beſtreiten. Es kann aber daraus, daß nicht zugleich das 
Recht, von dem zu Vermögen gelangten Armen den Rückerſatz der ihm 
geleiſteten Unterſtützung zu begehren, ausdrücklich normirt wurde, nicht 
gefolgert werden. daß eine ſolche Verpflichtung zum Nüderfage, welche 
bereits aus den Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes folgt, 
geſchloſſen werden müſſe. Allein dieſe Verpflichtung zum Rückerſatze der 
genoſſenen Armenunterſtützung kann, wenn der ehemals Unterſtützte zu 
Vermögen gelangt, offenbar nur inſoweit angeſprochen werden, als er 
ohne Beeinträchtigung feines eigenen Nahrungsſtandes und derjenigen, 
für welche ihm ſelbſt der Unterhalt obliegt, den Rückerſatz zu leiſten 
in der Lage iſt. Denn ſowie er verpflichtet würde, das erworbene Ver⸗ 
mögen ſelbſt ſoweit herauszugeben, daß er wieder in Dürftigkeit ver⸗ 
fallen müßte, wäre er auch berechtigt, von ſeiner Heimatgemeinde 
neuerlich die Armenverſorgung anzuſprechen. Es iſt daher das Rück⸗ 
forderungsrecht der Gemeinde auch in Analogie des § 947 a. b. G. B. 
jedenfalls auf jenen Vermögenszuwachs, welcher dem Verpflichteten 
nach Deckung ſeines Unterhaltes noch erübrigt, zu beſchränken. In der 
Klage wurde nun lediglich angeführt, daß der Geklagten eine Erbſchaft 
von beiläufig 1300 — 1400 fl zugefallen ſei und die Beſorgniß aus 
geſprochen, daß fie dieſelbe ihren Kindern abtreten würde, dagegen 
machte die klägeriſche Gemeinde keine Angaben, aus welchen dem Richter 
ein Maßſtab geboten wäre, um zu beurtheilen wie viel ihr hievon ent⸗ 
behrlich ſei, ohne daß fie ſelbſt in neuerliche Dürftigkeit verfalle, oder 
die Erfüllung der ihr allenfalls ſür den Unterhalt Anderer obliegende 
Pflichten beeinträchtiget werde, ſondern es wurde lediglich angeführt, 
daß ſie ſelbſt ſich bereit erklärt hätte, einen Betrag von 200 fl. als 
Rückvergütung für die genoſſene Unterſtützung zu leiſten. Hat daher 
auch die Geklagte auf die Klage Rede und Antwort nicht gegeben, ſo 
war es eben Sache der klägeriſchen Gemeinde, welche den Erſatz des 
ganzen Betrages der verabreichten Unterſtützungen mit 949 fl. 70 kr. 
fordert, darzuthun, daß die Bedingungen vorhanden ſeien, unter welchen 
ſie das der Geklagten angefallene Vermögen bis zu dieſem Betrage 
in Anſpruch nehmen könne; und da dieſes nicht geſchah, konnte dem 
Begehren nur im obigen Umfange ſtattgegeben werden, wogegen 
dasſelbe, inſoweit damit die Zahlung des weiteren Betrages verlangt 
wurde, und zwar nur derzeit als unzuläſſig erkannt werden mußte, 
da möglicherweiſe die Vermögensverhältniſſe der Geklagten ſich ſo 
geſtalten können, daß fie auch zur Rückzahlung des noch reſtlichen Be⸗ 
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aus⸗ 


trages zu verhalten wäre. Nachdem dem Begehren nur inſoweit ſtattge⸗ 
geben wurde, als nach den Angaben der Klägerin ſchon im außer⸗ 
gerichtlichen Wege die Geklagte demſelben nachzukommen bereit war, 
war die Aufhebung der Koſten aller Inftanzen der Beſtimmung des 
§ 25 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Z. 69 R. G. Bl. entſprechend. 
Ger.⸗Ztg. 


Kechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Zur Competenz der Gerichte und Verwaltungsbehörden in An⸗ 
gelegenheiten des Waſſerrechtes. 

1. Das k. k. Reichsgericht hat mit der Entſcheidung vom 27. Oc⸗ 
tober 1876, 3. 235, über einen negativen Competenzconflict erkannt: 

a) daß der Erlaß der Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
vom 7. Juli 1860, Nr. 172 R. G. Bl., über die Zuſtändigkeit der 
politiſchen Behörden zur Entſcheidung von Streitigkeiten über geſtörten 
Betrieb von Waſſeranlagen ſich nur auf Klagen poſſeſſoriſchen und 
nicht petitoriſchen Inhalts bezieht und nicht erweitert werden darf; 

b) daß die neue Waſſerrechtsgeſetzgebung an der normalen 
Abgrenzung der judiciellen und der verwaltungsgerichtlichen Berufs⸗ 
ſphäre principiell nichts geändert habe; 

c) daß die Competenzfrage nicht davon abhängig iſt, welcher 
Art Geſetze angerufen, ſondern nur davon, welcher Art Rechte in 
Anſpruch genommen werden. Sind dies privatrechtliche Anſprüche, ſo 
gehören ſie, wenn ſie nicht durch eine ſinguläre Beſtimmung in erſter 
Linie vor die Verwaltungsbehörden gewieſen ſind, zur Competenz der 
Gerichte. 

2. Der oberſte Gerichtshof hat mit Erlaß vom 13. März 1872, 
3. 2419, im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium die Klage 
wegen neuer Herſtellung eines ſchadhaft gewordenen Waſſertheilſtockes, 
d. h. der Vorrichtung für die Theilung des Waſſers unter verſchiedene 
Berechtigte nach einem beſtimmten Verhältniſſe, vor die politiſchen 
Behörden gewieſen, weil der Kläger eine Veränderung in der bisherigen 
Waſſerbenützung anſtrebt, welche auch auf die Rechte Anderer von 
Einfluß ſein kann, gemäß des Waſſerrechtsgeſetzes alle Angelegen⸗ 
heiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer 
beziehen, in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehören und 
nach 8 16 des Waſſerrechtsgeſetzes ſelbſt bei Privatgewäſſern, wenn 
durch deren Benützung auf fremde Rechte eine Einwirkung entſteht, zu 
jeder Einrichtung und Aenderung der hiezu erforderlichen Vorkehrungen 
und Anlagen die vorläufige Bewilligung der hiezu berufenen politiſchen 
Behörden nothwendig iſt. 

3. Ein von beiden Parteien einverſtändlich geſetzter, mit deren 
Namens ⸗Initialen und der Jahreszahl verſehener Waſſertheilſtock iſt als 
eine in rechtsverbindlicher Weiſe geſetzte Grenze für die beiderſeitige 
Waſſerbenutzung anzuſehen. Die Erneuerung dieſer Grenze, beziehungs⸗ 
weiſe Vorrichtung für die Waſſertheilung aus dem Titel der Schad⸗ 
haſtigkeit oder Zweifelhaftigkeit der Waſſerabgrenzung, ſowie Feſtſetzung 
der Art und Weiſe, wie der Theilſtock gegen Verletzung u. dgl. zu 
ſichern ſei, fällt in die Competenz der politiſchen Behörden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 26. October 1876, Z. 10.635. 

4. Verhandlungen, welche nicht zum Rechtsverfahren, ſondern 


vor die Berwaltungsbehörden gehören, find, wenn die Unzuſtändigkeit 


erſt in höherer Inſtanz entdeckt wird, von Amtswegen als ungiltig 
aufzuheben, und hat dieſe Competenzentſcheidung ſofort von der höheren 
Inſtanz unmittelbar zu erfolgen. 
Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 13. April 1875, Z. 3612. 
5. Wenn das Oberlandesgericht in Folge der nach Hofdecret 
vom 23. Juni 1820, Nr. 1669 J. G. S., geſchehenen Vorlage der 


Acten einer trotz der Incompetenzeinwendung des Belangten durchge⸗ 


führten Verhandlung die Incompetenz der Gerichte ausſpricht, hat es 
auch den angeregten Koſtenpunkt zu entſcheiden. 

Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 13. April 1875, Z. 3612. 

6. Wenn es ſich um eine Theilung des Waſſers im Siune des 
Waſſerrechtsgeſetzes handelt, hat die politiſche Behörde auch die privat- 
rechtlichen Anſprüche, nach welchen die Theilnahme nach § 94 lit. b 
des böhm Waſſerrechtsgeſetzes geregelt werden ſoll, zu erheben und 
über dieſelben zu entſcheiden. E 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 20. Juli 1876, 3. 8090. 


7. Die Competenz des Miniſteriums des Innern als dritte 
Inſtanz in Waſſerrechtsangelegenheiten tritt nicht dann ein, wenn eine 
ſtrafbare Uebertretung begangen, ſondern nur dann, wenn ein Straf⸗ 
erkenntniß gefällt und gegen dieſes recurrirt wurde. 

Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 22, Juni 1876, Z. 8578. 


Aeltere Teichordnungen. 

Die älteren Teichordnungen, inſoweit ſie Beſtimmungen über die 
Herſtellung und Erhaltung der Teiche enthalten, welche mit den Be⸗ 
ſtimmungen der neuen Waſſerrechtsgeſetze nicht in Widerſpruch ſtehen, 
ſondern nur die in letzteren enthaltenen allgemeinen Normen über der⸗ 
lei Waſſeranlagen genau feſtſtellen, find durch dieſe neuen Geſetze nicht außer 
Kraft geſetzt. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 22. Juni 1876, 3. 2224. 


Brücken über künſtliche Gerinne. 


1. Die Beſtimmungen der Waſſerrechtsgeſetze über die Verpflich⸗ 
tung der Unternehmer von Waſſerleitungen zur Herſtellung und Erhal⸗ 
tung der zur Verbindung der beiderſeitigen Ufer nothwendigen Brücken 
und Stege finden nicht bloß auf die erſte Anlegung ſolcher Leitungen, 
ſondern in Ermangelung anderer rechtsgiltiger Verpflichtungen auch auf 
bereits beſtehende Leitungen Anwendung. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 22. November 1876, Z. 12.977. 

2. Wenn Waſſeranlagen theils aus künſtlichen Gerinnen, theils 
aus natürlichen Waſſerläufen gebildet werden, obliegt die Verpflichtung, 
die zur Verbindung der beiderſeitigen Ufer nothwendigen Brücken und 
Stege herzuſtellen und zu erhalten, dem Unternehmer der Anlagen nur 
inſoweit als die Koſten, welche zur Ueberbrückung der natürlichen Waſſer⸗ 
läufe aufgewendet werden müßten, durch die Zuleitung künſtlicher Ge⸗ 


rinne vergrößert werden. 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 6. Juli 1876, Z. 6022. 


Herſtellung der Wege über Waſſerſchutzbauten. 


Wenn über Dämme oder ſonſtige Waſſerſchutzbauten Wege führen 
und durch das Ausfahren dieſer Wege eine Waſſergefahr herbeigeführt 
wird, hat die zur Handhabung des Waſſerrechtsgeſetzes berufene Behörde 
die zur Vermeidung der Waſſergefahr nothwendige Herſtellung der 
Wege zu veranlaſſen; Die Verpflichtung der Herſtellung trifft jedoch 
nicht die zur Erhaltung der Waſſeranlage, ſondern die zur Herſtellung 
des Weges berufenen Verpflichteten. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 22. Juni 1876, Z. 2224. 


Abänderung der Ackerfurchen. 


Die Abänderung der Ackerfurchen, wodurch der natürliche oder 
bisher beſtandene Ablauf des Regenwafſers zum Nachtheile dritter Per⸗ 
ſonen geändert wird, iſt nach den 88 10 und 11 des Reichs⸗Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes verboten und iſt hierüber von der politiſchen Behörde und 
nicht im Rechtswege zu entſcheiden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 7. Juli 1876, Z. 6238. 


Entſchädigungsanſprüche der Fiſchereiberechtigten. 


Entſchädigungsanſprüche der Fiſchereiberechtigten für erlittene Be⸗ 
ſchädigungen ſind nur dann vor den politiſchen Behörden zu ver⸗ 
handeln, wenn ſie aus Anlaß von Waſſerbenützungsrechten erhoben 
werden, welche unter das Waſſerrechtsgeſetz fallen und nach dieſem ver⸗ 


liehen werden. 
Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 27. Juli 1876, Z. 6639. 


Titeratur. 


Deutſche Revue über das geſammte nationale Leben der 
Gegenwart. Unter ſtändiger Mitwirkung von Birnbaum, Bluntſchli, Breßlau, 
Carriere, Dahn, Gareis, Huber, Kirchhoff, Landgraf, Laspeyres, Schasler, Schulte, 
Seitz, Sterne, Strodtmann herausgegeben von Richard Fleiſcher. Jahrgang I, 
Heft 1. (Monatlich 2 Hefte.) Berlin 1877. Verlag von Karl Habel (Lüderitz). 

Die Probenummer einer neuen Revue liegt vor uns. Wir geſtehen, daß 
wir dieſelbe mit einigem Mißtrauen in die Hand genommen haben, denn das 
wiederholte Auftauchen von rundſchauenden Zeitſchriften, welche alle einem drin⸗ 
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genden Bedürfniſſe abhelfen wollen, wie man es in jüngſter Zeit erlebt, macht 
nachgerade etwas ſkeptiſch. Um jo unbefangener wird daher die Anerkennung 
erſcheinen, welche wir dem neuen Unternehmen, abgeſehen von ſeinem uns fremden 
liberalen politiichen Programm, rückſichtlich ſeiner Anlage in der Hauptſache aus⸗ 
ſprechen müſſen. Es iſt vollkommen richtig, daß, wie der Profpect ſich äußert, „alle 
beſtehenden populären Zeitſchriften, welchen Titel ſie auch führen mögen, haupt⸗ 
ſächlich der Unterhaltung dienen oder nur zeitweiſe, ohne Zuſammenhang, einzelne 
Gebiete durch beliebige Abhandlungen berühren, aber nicht den allgemein gefühlten 
Mangel einer wahrhaft nationalen deutſchen Revue erſetzen“, daß ſerner „ſeit 
Jahren in Deutſchland allgemein die Nothwendigkeit anerkannt wird, eine 
umfaſſende nationale Revue zu beſitzen, die in jeder Nummer eingehend jedes 
einzelne Gebiet des öffentlichen Lebens, der Wiſſenſchaft, Kunſt und Literatur 
behandelt“. Die Lücke, welche die „deutſche Vierteljahrsſchrift“ hinterlaſſen, iſt 
nach unſerer Anſicht eben nicht ausgefüllt und es handelt ſich darum, in mehr 
oder minder veränderter Form etwas Aehnliches zu ſchaffen. 

Die „deutſche Revue“ ſoll nun durch Ausführung nachſtehenden Programmes 
in's Leben gerufen werden. Sie wird zweimal monatlich im Umfange von cirra 
3 Bogen Lexikon⸗Octav erſcheinen und in folgende Abtheilungen eingetheilt fein: 
A. Oeffentliches Leben: 1. Politik, 2. Nationalökonomie und Statiſtik, 
3. Handel, Gewerbe und Induſtrie, 4. Landwirthſchaſt, B. Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Literatur: 1. Staats- u. Rechtswiſſenſchaſt, 2. Geſchichte, Geographie, Philo⸗ 
ſophie, 3. Mediein und Naturwiſſenſchaft, 4. Kunſt und Literatur, C. Feuil⸗ 
leton: Romane, Novellen, populärwiſſenſchaftliche Abhandlungen ꝛc. Jedes ein⸗ 
zelne Fach ſoll in jeder Nummer von einer Autorität auf dem ſpeciellen Gebiete 
(die oben genannten Mitarbeiter ſind die Abtheilungsredacteure) in allgemein 
verſtändlicher Weiſe behandelt und alle wichtigen Fragen, Fortſchritte ꝛc. beſprochen 
werden; die Revue ſoll aber kein kritiſches Organ ſein, fondern die einzelnen 
Fächer in objeetiver Darſtellung behandeln und nur nebenbei hervorragende neue 
Erſcheinungen in der Literatur beſprechen. 

Hält die Revue das, was ſie verheißt, ſo iſt ſie in der That ein im Weſen 
neues Unternehmen, welches mit keiner beſtehenden Zeitſchrift in Concurrenz tritt, 
und wir begrüßen es mit Freuden. Gerade deßhalb müſſen wir aber einige gewichtige 
Bedenken ausſprechen, welche das im Allgemeinen abgegebene Lob bedeutend ein⸗ 
ſchränken, und auf mehrere gefährliche Klippen aufmerkſam machen, die in der 
Anlage ſowie in der Ausführung des erſten Heftes nicht gemieden erſcheinen. Die 
Beigabe eines Feuilletons iſt bei einer Revue der in Rede ⸗ſtehenden Natur, die 
ja kein Unterhaltungsblatt ſein ſoll, nicht nur eine überflüſſige, ſondern geradezu 
ſtörende Zuthat. Sie ſchimälert außerdem den für eine das geſammte Volksleben 
umfaſſende Revue ohnehin knapp zugemeſſenen Raum. Die Rubriken „Literatur“ 
und „Kunſt“ haben darzuſtellen, wie ſich der Volksgeiſt jeweilig auf dem äſthetiſchen 
Gebiete kundgibt, novelliſtiſch und im Roman productiv zu ſein iſt aber durch⸗ 
aus nicht die Aufgabe einer Zeitſchrift, welche eine Revue des nationalen Lebens 
ſein will. Hat ſie doch auch eine Reihe von Wiſſenſchaften, wie Mathematik, 
Sprachwiſſenſchaft u. a., nicht einbezogen, weil ſie zu dem öffentlichen Leben 
nicht in unmittelbarer Beziehung ſtehen. Die zweite Gefahr ſcheint uns in der 
zu raſchen Folge der Hefte zu liegen. Wenn jedes Gebiet alle 14 Tage behandelt 
werden ſoll, jo müſſen die einzelnen Aufſätze bei dem dann auf 2—4 Seiten. 
beſchränkten Raume nothwendig einen mehr oder minder aphoriſtiſchen Charakter 
erhalten und journaliſtiſche Oberflächlichkeit wird ſchwer zu vermeiden ſein. Das 
Erſcheinen in Monatsheſten wäre unſeres Erachtens die größte Conceſſion, welche 
man den Forderungen unſerer raſchlebigen Zeit machen dürfte. 

Wir haben die neue Zeitſchrift jo umſtändlich beſprochen, obwohl fie einem 
fremden Staate entſtammt und mit dem Leben desſelben ſich vorwaltend befaſſen 
ſoll, weil dieſer Staat ein dem öſterreichiſchen nahe verwandter iſt, ſodann aber auch 
aus einem anderen Grunde. Durch jede ſolche Erörterung wird der Mangel klar, 
welchen die öſterreichiſche periodiſche Literatur auf diefem Gebiete aufweist. Wir 
beſitzen weder eine periodiſch erſcheinende Materialienſammlung für das ſtaatliche 
Leben, wie ſie in Deutſchland mehrfach geboten iſt, noch eine die öffentliche Ent⸗ 
wicklung begleitende Revue, welche mit kritiſchem Auge referirt. Es hat wiederholt 
verlautet, daß die „öſterreichiſche Revue“ wieder aufleben werde. Natürlich müßte 
dies in einer veränderten Geſtalt geſchehen, wenn die Zeitſchrift eine Ueberſchau der 
Zeitgeſchichte unſeres Landes in allen ſeinen Beziehungen ſein ſollte, aber der 
Verſuch wäre jedenfalls in hohem Grade dankenswerth. Daß kaum ein Staat 
eines ſolchen Eentralorganes mehr bedarf als der unſere, in dem die Sprachen⸗ 
verſchiedenheit und die Vielgliedrigkeit des ſtaatlichen Organismus die Ueberſicht 
über die Erſcheinungen des öffentlichen Lebens ſo unendlich erſchwert, bedarf 
wohl keines umſtändlichen Nachweiſes. H. C. H. 
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